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Keine Gewinnerzielung durch 
Untervermietung von Wohnraum
1. Der Wunsch des Wohnraummieters nach einer Verringerung  
der von ihm zu tragenden Mietaufwendungen ist – unabhängig 
davon, ob er auf eine solche Verringerung wirtschaftlich ange-
wiesen ist – grundsätzlich als ein berechtigtes Interesse an der 
Untervermietung im Sinne des § 553 Abs. 1 Satz 1 BGB 
anzuerkennen.
2. Eine – über die Deckung der wohnungsbezogenen Aufwen-
dungen hinausgehende – Gewinnerzielung des Mieters durch  
die Untervermietung des Wohnraums ist hiervon nicht umfasst.

(Amtliche Leitsätze)
BGH, Urteil v. 28.1.2026 – VIII ZR 228/23 

Problemstellung

Im Wohnraummietrecht hat der Mieter bei berechtigtem Interesse 
einen Anspruch auf Gestattung der Untervermietung, die nur im 
Falle eines wichtigen Grundes gegen den Untermieter, Überbele-
gung oder sonstigen dem Vermieter nicht zumutbaren Gründen 
untersagt werden kann (§ 553 BGB).
Eine Untervermietung ohne erteilte Erlaubnis kann eine erhebliche 
Pflichtverletzung darstellen, die zur Kündigung führt. Maßgeblich 
ist dabei stets, ob dem Mieter ein berechtigtes Interesse zusteht.
Im vorliegenden Fall ging es vor allem darum, ob eine Unterver-
mietung mit der ein Gewinn erzielt werden konnte, ein solches 
geschütztes Interesse darstellt.

Entscheidung

Der Beklagte mietete vom Kläger seit Anfang 2009 eine Zwei
zimmerwohnung. Die Mietwohnung liegt gemäß der Berliner Mieten
begrenzungsverordnung in einem Gebiet mit angespanntem Wohnungs-
markt. Die monatliche Grundmiete betrug 460 €, ab dem 01.09.2021  
497,35 €. Der Kläger kündigte den Mietvertrag fristlos, zugleich 
fristgemäß und verlangte die Räumung aufgrund folgenden 
Tatgeschehens:
Der Beklagte bat aufgrund eines zeitweisen Auslandsaufenthalts 
um Erlaubnis zur Untervermietung, die ihm vom Kläger von Mitte Juli 
2018 bis Ende Januar 2020 gewährt wurde. 
Der Auslandsaufenthalt verlängert sich, sodass der Beklagte die Woh-
nung vom 27. Januar 2020 ab dem 2. Februar 2020 bis zum 31. Okto-
ber 2020 – dem Tag der von ihm damals erwarteten Rückkehr – an 
zwei Untermieter vermietete. Als Grundmiete waren  monatlich 962 € 
zuzüglich einer Betriebskostenvorauszahlung vereinbart (insgesamt 
1.100 €), die über der nach den Vorschriften über die Mietpreisbremse 
(§§ 556d ff. BGB) höchstzulässigen Miete lag.
Der Beklagte bat am 28.01.2020 erneut um eine Untervermietungs-
erlaubnis bis Oktober 2020. Eine Antwort erfolgte hierauf nicht.
Auf Nachfrage der Hausverwalterin mit Mail vom 09.11.2020, ob 
der Beklagte noch die Mietsache bewohne, teilte der Beklagte 
mit, dass er die Wohnung untervermietet habe und sich noch vor-
aussichtlich bis zum darauffolgenden Jahr weiterhin im Ausland 
befinden werde.
Bei Besichtigung des Klägers im Sommer 2021 wurden die Unter-
mieter angetroffen und der Beklagte am 12.01.2022 wegen 
unerlaubter Untervermietung abgemahnt. Der Beklagte erwiderte 
darauf, dass er zur „Kompensation“ der laufenden Wohnungs-
kosten auf die Untervermietung angewiesen sei und das Unter
mietverhältnis nicht beende und bat vergebens um Zustimmung 
zur Untervermietung. Daraufhin erfolgte die fristlose und zugleich 
fristgemäße Kündigung vom 28.02.2022.
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Mangels erfolgten Auszugs erhob der Kläger Räumungsklage, die 
noch vom Amtsgericht abgewiesen wurde. Das Landgericht gab 
wiederum der Klage statt. Die dagegen vom Beklagten eingelegte 
Revision wurde vom BGH zurückgewiesen.
Der BGH bestätigte damit, dass dem Kläger ein Anspruch auf Räu-
mung und Herausgabe der Wohnung zusteht. Das Mietverhältnis 
wurde durch die fristgemäße, ordentliche Kündigung beendet. Der 
Beklagte hat durch die unerlaubte Untervermietung der Wohnung 
seine Vertragspflichten erheblich und schuldhaft verletzt. Denn 
ein Anspruch auf Erlaubniserteilung einer – gewinnbringenden – 
Untervermietung bestand nicht.
Bereits die unerlaubte Untervermietung stelle eine Vertragspflicht-
verletzung dar. Ob ein solcher Verstoß auch bereits zur Kündigung 
berechtigt, sei anhand der Umstände des Einzelfalles zu beurtei-
len. Die erforderliche Erheblichkeit der Pflichtverletzung war vorlie-
gend gegeben und der Kläger nicht daran gehindert (Verbot rechts-
missbräuchlichen Verhaltens, § 242 BGB) die Kündigung auf die 
fehlende Erlaubnis zur Untervermietung zu stützen.
Denn dem Beklagten fehle es an einem notwendigen berechtigten 
Interesse an der Untervermietung. Ein berechtigtes Interesse des 
Mieters liegt vor, „wenn ihm vernünftige Gründe zur Seite stehen, 
die seinen Wunsch nach Überlassung eines Teils der Wohnung an 
Dritte nachvollziehbar erscheinen lassen“.
So genüge es nicht, dass es dem Beklagten um den Erhalt seiner 
Wohnung ging. Zwar sei der Wunsch des Mieters nach einer Ver-
ringerung der ihm obliegenden Miete – unabhängig davon, ob er 
eine solche Verringerung wirtschaftlich benötige – grundsätzlich 
ein berechtigtes Interesse. Jedoch sei der Zweck einer Unterver-
mietung grundsätzlich nicht, dem Mieter hierdurch einer über die 
Deckung der wohnungsbezogenen Aufwendungen hinausgehenden 
Gewinnerzielung zu ermöglichen. Dies liege auch im Interesse von 
Untermietern, die dadurch grundsätzlich vor überhöhten Unter
mieten geschützt würden.
Zu diesem Ergebnis kommt der BGH im Wege der Auslegung des 
vorgenannten § 553 BGB, der den Anspruch des Mieters auf 
Erlaubniserteilung regelt. So ging es dem Gesetzgeber bei die-
ser Vorschrift darum, einen angemessenen Ausgleich zwischen 
den Interessen des Vermieters und des Mieters zu schaffen. Der 
Mieter solle im Falle wesentlicher Änderungen seiner Lebensver-
hältnisse, die eine Untervermietung bedürfen, sein Mietverhältnis 
möglichst aufrechterhalten können.
Bereits nach dem historischen Gesetzgeber (damalig § 14 Abs. 1 
Satz 1 Reichsmietengesetz) sollte die Miete für weitervermiete-
ten Wohnraum – unter Berücksichtigung etwaiger Nebenleistun-
gen, wie Überlassung von Einrichtungsgegenständen und Leistung 
von Diensten – in einem angemessenen Verhältnis zur Haupt-
miete stehen.
Dieses Verständnis des berechtigten Interesses des Mieters ent-
spräche damit auch dem Ausgleich der grundrechtlich geschütz-
ten Rechtspositionen zwischen Besitzrecht an einer gemieteten 
Wohnung des Mieters als Mittelpunkt der privaten Existenz und 
das Recht des Vermieters zur wirtschaftlichen Verwertung der 
Wohnung. Die grundgesetzlich geschützte Rechtsposition des Mie-
ters umfasse kein Recht auf gewinnbringende Untervermietung.
Im vorliegenden Fall wurde eine solche gewinnbringende Unter-
vermietung der Wohnung angenommen. Da der Beklagte mit 
der Untervermietung Einnahmen erhielt, die seine eigenen 
wohnungsbezogenen Aufwendungen überstiegen. So lag die mit 
den Untermietern vereinbarte monatliche Untermiete bei 962 € 
(nettokalt) und war damit mehr als das doppelt so hoch wie die 
von ihm geschuldete Hauptmiete von 460 € (nettokalt). Überdies 
habe der Beklagte auch die Betriebskosten an die Untermieter 
weitergegeben.

Beauftragung von Anwälten/
Gutachtern ohne Alternativangebote
1. Bei der Beschlussfassung über die Beauftragung eines 
Rechtsanwalts müssen keine Alternativangebote anderer 
Rechtsanwälte vorliegen; dies gilt auch dann, wenn der 
Abschluss einer Honorarvereinbarung beabsichtigt ist.  
Entsprechendes gilt bei der Beauftragung von Gutachtern. 
2. Es steht im Ermessen der Wohnungseigentümer, im Rahmen 
ordnungsmäßiger Verwaltung eine von dem Verwalter ohne 
Beschluss veranlasste Maßnahme nachträglich zu genehmigen. 
Eine derartige Genehmigung ist jedenfalls dann rechtmäßig, wenn 
die Maßnahme selbst ordnungsmäßiger Verwaltung entspricht. 

(Amtliche Leitsätze)
BGH, Versäumnisurteil v. 18.07.2025 – V ZR 76/24

Problemstellung

Bei der Beauftragung von Dienstleistern durch eine Gemeinschaft 
der Wohnungseigentümer (GdWE) stellt sich in den meisten Fällen 
die Frage, ob überhaupt und wenn ja, wie viele Vergleichsangebote 
für eine ordnungsgemäße Beschlussfassung benötigt werden.
In der Rechtsprechung sind leichte Aufweichungstendenzen von 
den starren drei Vergleichsangeboten und deren Entbehrlichkeit 
in bestimmten Einzelfällen zu erkennen. Dies birgt Unsicherheiten 
für die Verwalterpraxis.
Vorliegend war über die Frage zu entscheiden, inwieweit es 
bei der Beauftragung von Anwälten und Gutachtern Vergleichs
angeboten bedarf. Zugleich stellte sich die Frage, wann eine nach-
trägliche Genehmigung von ohne vorherigen Beschluss erfolgten 
Beauftragungen zulässig ist.

Konsequenzen

Der BGH stellt mit seiner Entscheidung klar, dass eine Gewinnerzie-
lung des Mieters kein berechtigtes Interesse darstellt. Eine solche 
Konstellation kann daher im Einzelfall als erhebliche Vertragspflicht-
verletzung und Kündigungsgrund angesehen werden.
Weitere Fragen ließ der BGH offen. So auch die Frage eines (ver-
meintlichen) Erfordernis einer Teilhabe des Vermieters am erzielten 
Gewinn (wofür es nach dem BGH jedoch keine Stütze im Gesetz 
gäbe), da es im vorliegenden Fall darauf nicht ankäme. Auch ob der 
Verstoß gegen die Mietpreisbremse bei der Untermiete bereits ein 
berechtigtes Interesse negiere – wofür es viele Gründe gibt.
Ferner bedarf es einer weiteren Klärung in der Rechtsprechung, 
ab wann genau ein solcher unzulässiger „Gewinn“ gegeben ist.

 ▶ Praxistipp

Anfrage von Mietern zur Erlaubniserteilung zur Untervermietung 
bedürfen im Einzelfall einer sorgfältigen Prüfung. Denn im Falle 
einer pflichtwidrigen Untersagung können dem Vermieter selbst 
auch Schadenersatzansprüche, Kündigung oder Klagen des Mieters 
auf Erlaubniserteilung drohen.
Zur Klärung, ob ein zur Untervermietung berechtigtes Interesse vor-
liegt, sollten daher die Hauptmieter insbesondere zur Offenlegung 
der Untermiete und ihrer Berechnung angehalten werden.
Gegebenenfalls kann der Vermieter dann nicht nur bei wichti-
gem Grund gegen den Untermieter, Überbelegung oder sonstigen 
ihm nicht zumutbaren Gründen die Erlaubnis verweigern und bei 
Zuwiderhandlung und fruchtloser Abmahnung sogar wiederum 
selbst kündigen. � (BS)
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Entscheidung

Die Klägerin ist Mieteigentümerin der beklagten GdWE und errich-
tete als Bauträgerin deren Objekt. Eine Eigentümerversammlung 
fand 2020 nicht statt. Aufgrund drohender Verjährung von Bau-
mängelansprüchen im Oktober 2021 beauftragte die Verwalterin 
im Frühjahr 2021 drei Sachverständige im Namen der GdWE zur 
Begutachtung des Gemeinschaftseigentums. Dabei wurden von 
den Sachverständigen Mängel mit einem Beseitigungsaufwand 
von 469.271,38 € festgestellt. Für ihre Gutachten berechneten 
sie insgesamt 49.927,74 €. Ferner wurde von der Verwalterin im 
Namen der GdWE eine Rechtsanwaltskanzlei beauftragt. Für die 
Auftragserteilungen lag kein Beschluss der GdWE vor.
Im Juli 2021 wurde von den Wohnungseigentümern in einer 
Eigentümerversammlung zu TOP 6 insbesondere beschlossen, 
die Einschaltung und Vergütung der Gutachter sowie die bisheri-
gen Anwaltskosten zu genehmigen. Daneben wurde unter TOP 7d 
beschlossen die Rechtsanwälte zu beauftragen, außergerichtlich 
und notfalls gerichtlich Kostenvorschussansprüche zur Beseiti-
gung der Baumängel geltend zu machen und hierzu die Erhebung 
einer Sonderumlage. Ferner wurde unter TOP 8 die Verwalterin u.a. 
ermächtigt, mit den Rechtsanwälten eine Vergütungsvereinbarung 
mit nicht mehr als 300 € Stundensatz netto je Anwaltsstunde und 
150 € netto je Sekretariatsstunde abzuschließen.
Die Klägerin hat diese Beschlüsse angefochten und unterlag 
beim Amtsgericht. Das Landgericht hat nach deren Berufung die 
Beschlüsse aufgehoben. Der BGH gab wiederum der Beklagten 
Recht und hob das klagestattgebende Urteil des Landgerichts 
wieder auf.
So würden die Beschlüsse zu TOP 7d und TOP 8 über die Beauf-
tragung der Anwaltskanzlei und Ermächtigung der Verwalterin zum 
Abschluss einer Vergütungsvereinbarung ordnungsgemäßer Verwal-
tung entsprechen. Denn es habe keiner vorherigen Einholung von 
Vergleichsangeboten anderer Anwaltskanzleien bedurft.
Die Frage der vorherigen Einholung von Alternativangeboten bei 
Beauftragung eines Rechtsanwalts war umstritten. So sah eine 
Ansicht i.d.R. die Einholung von zumeist drei Angeboten vor. Der 
BGH schloss sich der Gegenmeinung an, dass es keiner Vergleich-
sangebote bei Beauftragung eines Rechtsanwalts oder bei Beab-
sichtigung des Abschlusses einer Honorarvereinbarung bedarf.
Soweit es bei Beschluss von Aufträgen überhaupt Alternativan-
geboten bedarf, sei höchstrichterlich ungeklärt. Zwar würde dies 
in der Instanzrechtsprechung und Literatur überwiegend bejaht. 
Der BGH habe sich jedoch bisher nur im Zusammenhang mit der 
Bestellung des Verwalters und in prozessualen Sonderkonstella-
tionen geäußert und aus diesen Entscheidungen gehe allgemein 
eine solche Pflicht nicht hervor.
Der BGH begründet dies damit, dass zunächst Zweck von Ver-
gleichsangeboten sei, den Wohnungseigentümern die Stärken und 
Schwächen der Angebote aufzuzeigen. Wenn dieses Ziel durch 
Alternativangebote nicht zu erreichen sei, dann könne der Verzicht 
darauf auch nicht ordnungsgemäßer Verwaltung widersprechen.
Bei der Beauftragung von Anwälten und Gutachtern wäre dies der 
Fall, da andere Angebote ohnehin nicht dazu geeignet seien, einen 
grundlegenden Erkenntnisgewinn zu Stärken und Schwächen der 
Angebote herauszustellen.
Zugleich würde dadurch kein aussagekräftiger Preisvergleich 
ermöglicht. Denn bei Honorarabrechnung nach dem RVG ergäbe 
sich kein Preisunterschied. Anders als bei einem Handwerker, der 
bei Angebotserstellung einen prognostizierten Endpreis anbie-
ten könne, stünde bei einem Anwalt kein fester Endbetrag fest. 
Da der Endpreis von Faktoren abhänge, worauf ein Anwalt nur 
begrenzt Einfluss habe und viele weitere Umständen eine Rolle 

spielen (bspw. Zustandekommen einer außergerichtlichen Eini-
gung, Gerichtsprozess über mehrere Instanzen). Ähnlich sei es 
auch bei einem Stundenhonorar, da die Anzahl der geleisteten 
Stunden vorab nicht konkret verlässlich beziffert werden könne, 
weswegen auch noch vorherzusehen ist, ob eine Vergütung nach 
dem RVG günstiger ist. Zuletzt könne eine überhöhte Gebührenfor-
derung zum Schutz der GdWE von einem Gericht auf einen ange-
messenen Betrag herabgesetzt werden.
Ferner könne anders als bei Handwerksarbeiten nicht die Quali-
tät der jeweiligen Leistungen bei Konkurrenzangeboten verglichen 
werden und auch die persönliche Vertrauensbeziehung zwischen 
Mandant und Anwalt könne dadurch nicht abgebildet werden. Der 
Rechtsanwalt schulde keinen Erfolg, sondern eine ergebnisoffene 
Dienstleistung.
Hinsichtlich der Vergütungshöhe habe die GdWE zwar das Wirt-
schaftlichkeitsgebot zu beachten und Kosten und Nutzen gegen-
einander abzuwägen. Die Miteigentümer müssen den Verwalter 
nicht auf eine „günstigere“ Vergütung beschränken, wenn sie 
sich von der beauftragten Kanzlei ein der Vergütung entsprechend 
hohes Engagement sowie eine besonders kompetente Leistung 
versprächen.
Vorliegend läge die Beauftragung der Kanzlei mit einem Stunden-
satz von 300 € jedenfalls in Anbetracht der besonders gelager-
ten Gesamtumstände im Ermessenspielraum der GdWE. So war 
Beauftragungsgegenstand ein Anspruch aus einem speziellem 
Rechtsgebiet (WEG-Recht verknüpft mit Baurecht) in Höhe von etwa 
0,5 Millionen €. Zudem waren die beauftragten Anwälte bereits 
in den Sachverhalt eingearbeitet, was insbesonere aufgrund der 
bevorstehenden Verjährung deren Beauftragung nahelege und die 
GdWE mit erheblicher Gegenwehr der Klägerin rechnen musste.
Zugleich entsprach auch TOP 6 zur Genehmigung der Beauftra-
gung und Vergütung der Gutachter und der Anwaltskanzlei ord-
nungsgemäßer Verwaltung. Denn angesichts der bevorstehen-
den Verjährung war die Auftragserteilung zur Mängelbegutachtung 
und Vorbereitung der Geltendmachung von Ansprüchen gegen die 
klagende Bauträgerin angezeigt und sinnvoll.

Konsequenzen

Die Entscheidung schafft in der Vergleichsangeboten-Frage zumin-
dest bei der Beauftragung von Rechtsanwälten und Gutachtern 
Klarheit und Vereinfachung für die Verwalterpraxis. 
Daneben – weil vorliegend nicht zu entscheiden – ist weiterhin nicht 
höchstrichterlich geklärt, inwiefern vor einem Beschluss über Auf-
tragsvergaben überhaupt Alternativangebote vorgelegt werden müs-
sen. Dies wird in der Instanzenrechtsprechung und der Literatur 
zwar überwiegend bejaht. Der BGH stellt hierzu jedoch fest, dass 
zumindest aus seinen eigenen Entscheidungen das Bestehen einer 
allgemeinen Pflicht zur Angebotseinholung gerade nicht hervorgeht. 
Hierzu besteht jedoch weiterhin Klärungsbedarf.

 ▶ Praxistipp

Zwar sind bei Rechtsanwälten/Gutachten keine Vergleichsangebote 
einzuholen. Allerdings muss die Auswahl weiterhin nach Auswahl-
kriterien wie bspw. fachliche Eignung, Vertrauensverhältnis oder 
etwaiger Dringlichkeit begründet sein.
Auch kann zur Erleichterung für Verwalter bei Zeitnot die nach
trägliche Genehmigung von Maßnahmen ohne vorherigen 
Beschluss eingeholt werden. Die Maßnahmen müssen nur selbst 
ordnungsgemäßer Verwaltung entsprochen haben. Ein Verzicht 
auf etwaige Ansprüche gegen den Verwalter wäre damit noch 
nicht verbunden. � (BS)


